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Das Brandenburgische Wassergesetz steht vor der Novellierung. Anlass für die Gesetzesnovelle ist die Wasserrahmenrichtlinie der Europäischen Union (WRRL), die auch in Brandenburg bis Ende 2003 in Landesrecht umgesetzt sein muss. Ein entsprechender Gesetzentwurf wurde von der Landesregierung bislang jedoch nicht vorgelegt. Die anerkannten Naturschutzverbände erwarten von der Landesregierung und dem Landtag, dass sie die umfassenden Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie fristgerecht und umfassend ins Wassergesetz aufnehmen.

Das zentrale Ziel der Wasserrahmenrichtlinie ist es, die Qualität der Oberflächengewässer und des Grundwassers europaweit deutlich zu verbessern. Bis zum Jahr 2015 muss mindestens ein „guter Zustand“ der Gewässer erreicht werden. Die Wasserrahmenrichtlinie soll auf diese Weise auch einen Beitrag dazu leisten, die Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren zu mindern (Art. 1 WRRL). 

Den Wasserhaushalt in der Landschaft stabilisieren

Dürre und Hochwasser sind in ihrer Entstehung letztlich Kehrseiten einer Medaille: „In beiden Fällen fließt Wasser vielerorts zu schnell und ungebremst durch unsere Landschaft“. So lautet eine zentrale Einsicht der Studie “Landschaftswasserhaushalt in Brandenburg“. Die Studie wurde im Auftrag des Ministeriums für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung erarbeitet und zeigt Strategien für den Umgang mit den Wasserressourcen im Land Brandenburg auf. Nicht zuletzt hat die Erfahrung des vergangenen Sommers deutlich gemacht, dass die übermäßige und flächenhafte Entwässerung der Landschaft in Brandenburg auch der Land- und Forstwirtschaft langfristig mehr Schaden als Nutzen zufügt.

Die anerkannten Naturschutzverbände fordern die Landesregierung und den Landtag auf, die Erkenntnisse aus der Studie zum Landschaftswasserhaushalt im neuen Brandenburgischen Wassergesetz zu berücksichtigen und damit die Grundlage für die notwendige Neuausrichtung der Brandenburgischen Wasserwirtschaft zu schaffen. Der vermehrte Wasserrückhalt in der Landschaft und der ökologische Hochwasserschutz müssen als explizite Ziele wasserwirtschaftlicher Maßnahmen benannt werden. Sie umfassen die Renaturierung von Fließgewässern und Feuchtgebieten sowie die Wiederherstellung von Überflutungs- und Retentionsräumen, z.B. durch die Rückverlegung von Deichen.

Die gegenwärtige Entwässerungspraxis hat nicht nur dazu geführt, dass die Fließgewässer ökologisch verarmt sind. Moore, Feuchtgebiete und andere Wasserspeicher in der Landschaft wurden großflächig zerstört oder massiv beeinträchtigt und dadurch ihrer Funktion beraubt, in Trockenperioden eine ausgleichende Pufferwirkung auszuüben. Die Klimaänderung hin zu trockeneren Sommern, die nach den wahrscheinlichsten Szenarien des Potsdam Instituts für Klimafolgenfor-

schung für Brandenburg zu erwarten ist, wird die Auswirkungen derartiger Entwässerungen künftig noch verschärfen.

Naturnahe Pflege und Entwicklung der Gewässer zum Ziel machen

Der "gute Zustand" der Oberflächengewässer, den es bis 2015 zu erreichen gilt, wird durch ihre ökologische und chemische Qualität bestimmt (Art. 4 WRRL). Der Schutz der Gewässer vor Verschlechterungen und die ökologische Sanierung von Bächen, Flüssen, Seen und Feuchtgebieten werden durch die Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie zu maßgeblichen Aufgaben der Wasserwirtschaft. Dazu gehört explizit auch die Verpflichtung, die Schutzziele im europäischen Schutzgebietsnetz NATURA 2000 zu erfüllen.

Auch den Wasser- und Bodenverbänden kommt damit bei der Gewässerunterhaltung eine neue Aufgabenstellung zu, die in erster Linie die Pflege und Entwicklung der Gewässer hin zum guten ökologischen Zustand umfasst. Bislang konzentriert sich der Auftrag zur Gewässerunterhaltung auf die Gewährleistung eines nicht näher definierten "ordnungsgemäßen Abflusses". Die Arbeit der Wasser- und Bodenverbände, insbesondere die Art und der Umfang der Gewässerunterhaltung, muss sich konsequent an den Umweltzielen der Wasserrahmenrichtlinie ausrichten. Eigentümer von Flächen dürfen nicht länger zur Finanzierung von unerwünschten, ökologisch bedenklichen Maßnahmen herangezogen werden, von denen sie keinerlei ökonomischen Vorteil haben. Hier seien ausdrücklich Wald und Naturschutzflächen erwähnt.

Die Gewässergüte wird maßgeblich durch Stoffeinträge aus der Landwirtschaft beeinflusst. Ein „guter chemischer Zustand“ der Gewässer in Brandenburg ist nur zu erreichen, wenn diese Belastungen durch Änderungen und Anpassungen der Landnutzung, v.a. in Auen- und Niederungsbereichen, reduziert werden. 

Die Fördermittelpolitik des Landes, insbesondere im Bereich Landwirtschaft, Ländlicher Raum und Umweltschutz, muss die neue, ökologische Zielstellung der Wasserwirtschaft breit unterstützen. Die bisherigen Erfahrungen mit der Förderrichtlinie zum Landschafts​wasserhaushalt liefern hierfür positive Beispiele, zeigen jedoch auch zahlreiche ökologisch unbefriedigende Maßnahmen. Die Gewässersanierung muss wieder gefördert werden.

Rahmenbedingungen für nachhaltige Wassernutzung gestalten

Für die Nutzung des Grundwassers legt die Wasserrahmenrichtlinie mit dem „guten mengenmäßigen Zustand“ strenge Kriterien an und verpflichtet die Mitgliedsstaaten zu einer nachhaltigen Bewirtschaftung: Es darf nur so viel Grundwasser entnommen werden, wie durch Grundwasserneubildung langfristig wieder zur Verfügung steht. Die Deckung des Wasserbedarf der grundwasserabhängigen Ökosysteme muss dabei gewährleistet bleiben (Art. 4 und Anh. V WRRL).

Über die komplexen Wirkungszusammenhänge im Grundwasser ist wenig bekannt. Die Wasserrahmenrichtlinie verpflichtet das Land dazu, bis 2006 ein Überwachungssystem aufzubauen, um auch die Auswirkungen von Grundwasserentnahmen besser beurteilen zu können (Art. 8 WRRL).

Vor allem aufgrund des Braunkohletagebaus ist in Brandenburg der Grundwasserhaushalt in weiten Teilen des Landes massiv gestört und sind die Grundwasserspiegel großflächig abgesenkt. Bei übermäßigen Entnahmen droht zudem das Eindringen salzhaltiger Tiefenwässer in das Grundwasser. Dies erfordert einen besonders behutsamen Umgang mit der knappen Ressource erneuerbares Grundwasser. Dazu gehören eine restriktive Genehmigungspraxis für Wasserentnahmen sowie eine möglichst effiziente Wassernutzung.

Über den Preis für entnommenes Wasser müssen auch ökonomische Anreize für die verantwortungsvolle Nutzung von  Grundwasser und Oberflächenwasser geschaffen werden. Dies entspricht auch der Vorgabe der EU, nach der die Wasserpreise künftig kostendeckend erhoben und dabei auch die Ressourcen- und Umweltkosten der Wassernutzung berücksichtigt werden sollen (Art. 9 WRRL).

Die anerkannten Naturschutzverbände fordern daher, dass das Wasserentnahmeentgelt als umweltökonomisches Steuerungsinstrument ausgestaltet wird. Ausnahmen und Sonderregelungen bei der Erhebung des Wasserentnahmeentgelts, wie sie bislang insbesondere für die landwirtschaftliche Bewässerung gelten, laufen dieser Zielstellung entgegen. Das Aufkommen aus dem Wasserentnahmeentgelt sollte künftig ausschließlich ökologischen Zielstellungen wie der Wiederherstellung von Retentionsräumen und der Renaturierung der Fließgewässer zukommen. Bislang können dagegen auch Maßnahmen finanziert werden, die den Landschaftswasserhaushalt weiter destabilisieren.

Chancen aktiver Beteiligung nutzen

Das von der EU-Wasserrahmenrichtlinie vorgegebene Ziel, einen guten Zustand der Gewässer zu erreichen, wird die Landesregierung über die nächsten Jahre beschäftigen. Die anerkannten Naturschutzverbände werden die Umsetzung der Richtlinie in Brandenburg kritisch begleiten und bieten der Landesregierung ihre Unterstützung dabei an, die ambitionierten Umweltziele der EU-Richtlinie zu erreichen.

Die EU-Richtlinie verpflichtet die Landesregierung, die Information und Anhörung der Öffentlichkeit bei der Bewirtschaftungsplanung zu gewährleisten und die aktive Beteiligung insbesondere der in Verbänden organisierten Fachöffentlichkeit zu fördern (Art. 14 WRRL). Die anerkannten Naturschutzverbände erwarten von der Landesregierung die Bereitschaft, ihnen die aktive Mitwirkung bei der Ausgestaltung der Grundlagen für die künftige Gewässerbewirtschaftung zu ermöglichen: Nicht erst bei der Aufstellung der Bewirtschaftungspläne ab 2006, sondern bereits heute, bei der Bestandsaufnahme und der Klassifizierung der Gewässer sowie bei der Definition von Beurteilungskriterien und Qualitätszielen. Dies gilt sowohl für die Entscheidungsfindung auf der Ebene des Landes bzw. der Flusseinzugsgebiete, wie auch in den 15 Bearbeitungsgebieten vor Ort, in denen die Federführung bei der Brandenburgischen Landesregierung liegt.

Fristen einhalten 

Die Verbände beobachten mit Sorge, dass Brandenburg seiner Verpflichtung zur Novellierung des Wassergesetzes und zur Verabschiedung zugehöriger Rechtsvorschriften äußerst spät nachkommt. Damit läuft das Land Gefahr, gegen EU-Bestimmungen zu verstoßen, und riskiert damit Sanktionen durch die Kommission. Die Landesregierung beschneidet so auch die Möglichkeiten für die notwendige öffentliche Diskussion um die Novelle. Bislang haben die anerkannten Naturschutzverbände den Entwurf des neuen Wassergesetzes nicht erhalten und hatten somit keine Gelegenheit, Stellung zu nehmen.

Die Novelle des Landeswassergesetzes stellt eine Chance dar, den Umgang mit Wasser in Brandenburg ökonomisch und ökologisch verantwortungsvoller zu gestalten und aus Fehlern der Vergangenheit zu lernen. Brandenburg braucht wieder mehr Wasser in der Landschaft und mehr Naturnähe in den Gewässern.

